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Städtebauliches Planungskonzept „Deutz Areal in Köln-Mülheim‘ 
hier: Stellungnahme zur frühzeitigen Dienststellenbeteiligung
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Das Umwelt- und Verbraucherschutzamt nimmt aus Sicht der Umweltplanung und der Um­
weltordnungsbehörden zum o.g. Planungsverfahren wie folgt Stellung:

1 Umweltplanung 

1.1 Verkehrslärmschutz

Das Plangebiet ist erheblich durch Lärmimmissionen aus dem Straßen-, Schienen- und 
Flugverkehr belastet.

Entlang des Schienenwegs der Deutschen Bahn AG, entlang der Deutz-Mülheimer-Straße 
und entlang des Bergischen / Pfälzischen Rings sollte auf Wohnbebauung verzichtet werden. 
Sollte entlang des Schienenwegs der Deutschen Bahn AG und/oder am Bergischen / Pfälzi­
schen Ring nicht auf Wohngebäude verzichtet werden, wird jeweils eine Schallschutzwand 
erforderlich.

Es ist ein Lärmgutachten zu erstellen, und zwar zur Bewertung der Einwirkungen aus dem 
Straßen-, Schienen- und Gesamtverkehr, zur Dimensionierung erforderlicher Schallschutz­
wände, zur Ermittlung der Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 unter angemessener Be­
rücksichtigung des im Vergleich zum Tagpegel unverhältnismäßig hohen Nachtpegels aus 
dem Schienen- und Flugverkehr (der Fluglärmpegel wird von 57 zur Verfügung gestellt), zu 
den Auswirkungen des planbedingten Mehrverkehrs auf die Wohnnachbarschaft (Vergleich 
der ungerundeten Beurteilungspegel mit und ohne Planung) sowie im Falle eines Straßen­
neu- oder -ausbaus zur Prüfung gemäß 16. BImSchV.

1.2 Luftschadstoffe

Entlang der Deutz-Mülheimer-Straße und des Bergischen / Pfälzischen Rings ist mit einem 
erheblichen Verkehrsaufkommen zu rechnen. Für diesen Bereich ist eine gutachterliche Un­
tersuchung der verkehrsbedingten Luftschadstoffe gem. 39. BImSchV für den Null- und Plan­
fall erforderlich.
Aufgrund der unmittelbaren Nähe zu dem bleiverarbeitenden Betrieb Penox hat das Landes­
umweltamt jahrelang eine Messstelle zur Erfassung von Staubniederschlag auf dem Plange­
biet betrieben. Der Anteil von Blei im Staubniederschlag lag teilweise deutlich über dem 
Grenzwert. Mit der geplanten Novellierung der TA Luft ist eine Reduzierung des Depositi­
onswertes von Blei um ca. 50% vorgesehen. Solange der Standort der Firma Penox beibe­
halten wird, ist weiterhin mit einer kritischen Bleibelastung im Umfeld zu rechnen. Von daher 
wird von einer Wohnnutzung im Umfeld des Betriebes abgeraten.
Es sind Untersuchungen zur Bestimmung der Schwebstaubbelastung hinsichtlich der 
Schwermetalle und sich daraus ergebene Sanierungsmaßnahmen durchzuführen.
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1.3 Natur und Landschaft

Unter dem Aspekt Natur und Landschaft bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen 
die Planung. Es sollte jedoch unter Biodiversitätsaspekten dafür Sorge getragen werden, 
dass eine gute Durchgrünung des Plangebietes unter Berücksichtigung der Verwendung 
einheimischer Arten und der Schaffung von ökologisch höherwertigen Kleinstrukturen erfolgt.

1.4 Stadtklima / Anpassung an den Klimawandel

Aus hiesiger Sicht sind die Anpassung an den Klimawandel und ein gesundes Stadtklima 
wichtige Belange, die frühzeitig in die Planung einfließen müssen. Insbesondere in Stadttei­
len -wie Mülheim- die eine hohe stadtklimatische Belastung aufweisen. Hier ist der Planer 
aufgefordert frühzeitig entsprechende klimatische Minderungsmaßnahmen in der Planung zu 
verankern, weil nur so auch effektive Maßnahmen -wie zum Beispiel eine intensive Dachbe­
grünung, oder die Freihaltung von Frischluftschneisen von Bebauung- überhaupt umsetzbar 
sind.
Im vorliegenden Plangebiet sollte die Frischluft ungehindert vom Rhein in die Bebauung 
strömen können. Die Anlage von grünen Schneisen vom Rhein weg ist daher aus klimati­
scher Sicht sehr zu begrüßen. Der geplante Kindergarten sollte daher an anderer Stelle im 
Plangebiet realisiert werden.
Ich bitte also um eine frühzeitige Einbindung des Belanges in die Planung und Festsetzung 
von geeigneten Minderungsmaßnahmen. Hilfreich für die Beurteilung der stadtklimatischen 
Situation kann auch eine frühzeitige Analyse der Planung mit einem entsprechenden Tool 
(z.B. ENVImet) durch einen Gutachter sein, um die durch die Planung hervorvorgerufenen 
negativen Auswirkungen auf das Stadtklima auszugleichen, die Planung klimatisch zu opti­
mieren, bzw. die Anpassung an den Klimawandel zu gewährleisten.

1.5 Solarenergetische Optimierung / „städtebauliche Energieeffizienz“

Die Stellungnahme wird nachgereicht.

1.6 Elektromagnetische Felder

Im Rahmen der Planung ist dafür Sorge zu tragen, dass über geeignete Abstände zu Trafo­
stationen die Einhaltung des stadtinternen Vorsorgewertes für die magnetische Flussdichte 
von 1 pT sichergestellt werden kann. In Wohngebieten haben Trafostationen in der Regel 
Nennleistungen von 630 KVA. Hier reicht im Allgemeinen ein Abstand von 3 - 4  Metern aus.

2 Umweltordnungsbehörden

2.1 Untere Landschaftsbehörde (571)

Das Gelände bietet zahlreiche Strukturen, die besonders geschützten Arten als Fortpflan- 
zungs- und Ruhestätte dienen können. Im vorliegenden Fall sind dies insbesondere gebäu­
debewohnende Vogel- und Fledermausarten.

In der Begründung zum städtebaulichen Planungskonzept wird eine artenschutzrechtliche 
Prüfung als notwendig angesehen. Diese Auffassung wird durch die Untere Landschaftsbe­
hörde ausdrücklich geteilt.
Eine nach fachlich anerkannten Maßstäben durchgeführte Felderhebung mindestens für die 
Artengruppe der Vögel und Fledermäuse ist dabei als Beurteilungsgrundlage erforderlich. Als 
lokal bedeutsame Arten sind in der Unterlage auch die Vogelarten einer Art-für Art-Prüfung 
zu unterziehen, die im hiesigen Naturraum „Niederrheinische Bucht“ einen Status auf der 
Roten-Liste der in NRW gefährdeten Tierarten inne haben -  ihr (nicht auszuschließendes) 
Vorkommen im Wirkraum vorausgesetzt.
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Für Abstimmungen zu Inhalten und Umfang einer Unterlage zur artenschutzrechtlichen Prü­
fung stehe ich gerne zur Verfügung.

Gerade im innerstädtisch verdichteten Bereich besitzen Grünstrukturen aus artenschutz­
rechtlicher Sicht eine wichtige Bedeutung. Um Beeinträchtigungen soweit wie möglich zu 
vermeiden oder zu minimieren (Vermeidungsgebot) wird darum gebeten, den Erhalt vorhan­
dener Gehölzstrukturen (Dreieck im Bereich Deutz-Mühlheimer/Danzierstr) in der weiteren 
Planung zu berücksichtigen.

2.2 Immissionsschutz, Wasser- und Abfallwirtschaftsbehörde (572)

Wasser/Abfall (Frau Brücker)

Aus wasser- und abfallrechtlicher Sicht bestehen grundsätzlich keine Bedenken.

Für die erforderlichen Abbruch-, Aushub- und Baumaßnahmen sind Abbruch- und Entsor­
gungskonzepte vorzulegen.
Ferner ist es vorgesehen vorh. denkmalgeschützte Hallen zu erhalten und einer neuen Nut­
zung zuzuführen. In der Umweltprüfung sind daher die Hallen auf mögliche Kontaminationen 
durch die vorangegangene industrielle Nutzung hin zu untersuchen und im Hinblick auf die 
neue Nutzung zu bewerten.

Anhand der Gebäude- und Bodenuntersuchungen sind gleichzeitig abfallrechtliche Klassifi­
zierungen nach der Abfallverzeichnisverordnung für die späteren Verwertungs- und Entsor­
gungswege vorzunehmen.
Die Maßnahmen sind gutachterlich zu begleiten

Soweit Niederschlagswasser zur Versickerung gebracht werden soll, ist mit der Abteilung 
„Immissionsschutz, Wasser- und Abfallwirtschaft“ abzustimmen, ob eine wasserrechtliche 
Erlaubnis erforderlich ist und insbesondere aufgrund der Vorbelastungen des Geländes 
überhaupt in Aussicht gestellt werden kann. Nach § 51 a LWG sind hiervon nur erstmals zu 
bebauende Flächen betroffen.
Ferner sind die Auswirkungen auf den Grundwasserleiter, die durch die geplanten Tiefgara­
gen entstehen können, zu untersuchen.
Aufgrund des geringen Abstandes zum Grundwasser könnten insbesondere beim Bau von 
Kellern, Tiefgaragen etc. Grundwasserhaltungsmaßnahmen erforderlich sein. Diese sind 
gemäß §§ 2, 3 und 7 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) erlaubnispflichtig.
Sofern bei den weiteren Planungen auf das vorhandene Kanalisationsnetz zurückgegriffen 
werden sollte, werden umfangreiche Kanalinspektionen und Dichtheitsuntersuchungen erfor­
derlich sein, zu mindestens in den Bereichen wo die vorhandenen Hallen weitergenutzt wer­
den sollen.
Weitere detaillierte Auflagen werden im weiteren Verfahren bzw. in den jeweiligen Abbruch- 
und Baugenehmigungsverfahren formuliert.

Immissionsschutz

Es ist ein Lärm- und Luftschadstoffgutachten erforderlich. Hier sind die Emissionen des Um­
spann- und Heizkraftwerk der RheinEnergie AG, des in unmittelbarer Nähe befindlichen Stör­
fallbetriebes PENOX GmbH (vorm. Penarroya Oxide GmbH) und der KSD Schiffswerft (24 
Stundenbetrieb in Bezug auf das geplante Vorhaben zu berücksichtigen. Weiterhin ist in dem 
Gutachten der Einfluss der Emissionen durch die im Plangebiet vorhandenen bzw. vorgese­
henen Gewerbebetriebe auf das Plangebiet zu betrachten.

Die Bezirksregierung Köln Dez. 53, als zuständige Behörde für den Betrieb PENOX und das 
Umspann- und Heizkraftwerk, ist am Verfahren zu beteiligen.
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2.3 Vorsorgender Bodenschutz (574/2)

Die Belange sind nicht betroffen.

2.4 Boden- und Grundwasserschutz (573)

Im Plangebiet befinden sich mehrere Flächen, die im Kataster der Altlasten und altlastver­
dächtigen Flächen (gem. § 2 BBodSchG) als Altstandort (Nr. 90124_003, „Deutz-Mülheimer- 
Str./Windmühlenstr.“) und/ oder als Altablagerung (Nr. 90124_004“, „Grünstr./ KiTa“; Nr. 901 
264, „Deutz-Mülheimer Str.“) registriert sind.

Der südliche Planbereich liegt im Nahbereich (Sicherheitszone) der weiter südlich gelegenen 
Altablagerung Nr. 90101.

Außerdem befinden sich mehrere sog. Altstandortrecherche (ASR-) Flächen im beplanten 
Bereich, über die hier lediglich bekannt ist, dass sie gewerblich genutzt wurden. Ob diese 
Nutzung umweltrelevant war, ist nicht abschließend geklärt.

Die vorhandenen Erkenntnisse schließen eine Beeinträchtigung der geplanten Baumaßnah­
men nicht aus.

Zur Realisierung der beantragten Nutzung sind daher spezifische Untersuchungen erforder­
lich; für die weitere Beurteilung von Bauvoranfragen und -anträgen muss der Bauherr ein 
nutzungs- und planungsorientiertes Gutachten gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) / Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vorlegen, das 
eine Risikoabschätzung hinsichtlich Boden, Bodenluft und Grundwasser beinhaltet.

Unter Punkt 8 „Gutachtenbedarf“ der Begründung zum städtebaulichen Planungskonzept ist 
der Gutachtenbedarf bereits umrissen.

57 wird nach Vorlage des Bodengutachtens innerhalb von drei Monaten abschließend zu 
Bauvoranfragen / -anträgen Stellung nehmen.

Die zuständigen Ansprechpartner der Abteilung Boden- und Grundwasserschutz sind Herr 
Gerhold (Tel. 0221/221 23737) und Frau Hoppe (Tel. 0221/ 221 24857).

Hinweis

Hinsichtlich des Inhaltes und des Umfangs des nutzungs- und planungsbezogenen Gutach­
tens wird um die Beachtung der folgenden Unterlagen gebeten:

• Merkblatt „Bauantrag / Bauvoranfrage im Zusammenhang mit Verdachtsflächen, altlast­
verdächtigen Flächen - Altablagerungen und Altstandorten -, schädlichen Bodenverände­
rungen und Altlasten“

• Veröffentlichung „Anforderung an Gutachter, Untersuchungsstellen und Gutachten bei der 
Altlastenbearbeitung“, Band 11 der Reihe „Materialien zur Ermittlung und Sanierung von 
Altlasten
( Bezugsquelle: Landesumweltamt NRW; Wallneyerstr. 6, 45133 Essen )
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